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Ob als theoretisches Konzept oder als polemische Formel – lange Zeit be-
stimmte der Begriff des Multikulturalismus die Debatte über die Einwan-
derungsgesellschaft. Die stellte man sich vor wie ein Stadtteilfest mit Würst-
chen, Falafel und Cevapcici – als unverbindlich-tolerantes Nebeneinander. 
Doch Autoren und Regisseure wie Vladimir Kaminer, Terézia Mora oder 
Fatih Akin wollen nicht länger auf ihre Herkunft reduziert werden und haben 
die Vorstellungen von deutscher Kultur verändert. Daher sollten wir, so Mark 
Terkessidis, die alten Konzepte überwinden. Er plädiert für eine radikale in-
terkulturelle Öffnung. Alle Institutionen müssen darauf abgeklopft werden, 
ob sie Personen, egal welcher Herkunft, auch tatsächlich die gleichen Chancen 
auf Teilhabe einräumen. Nur so können wir die Potentiale einer vielfältigen 
Gesellschaft fruchtbar machen.
Mark Terkessidis (geboren 1966) arbeitet als Publizist mit den Schwerpunk-
ten Popkultur und Migration. 2006 verfasste er zusammen mit Yasemin Ka-
rasoglu ein intensiv diskutiertes Plädoyer für mehr Rationalität in der Inte-
grationsdebatte.
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Einleitung

Es ist erstaunlich, wie viel man sich in Deutschland mit der Ver-
gangenheit beschäftigt. Im Jahr 2009 waren die Besinnungsreden 
zum Thema 40 Jahre 1968 kaum verklungen, da wurde schon an 
1989 erinnert, an jene Zeit, in der die Menschen auf den Straßen 
der DDR riefen: »Wir sind das Volk!« Das aktuelle Volk allerdings, 
das sich in den Straßen der Bundesrepublik tummelt, scheint man 
bei solchen Anlässen kaum zur Kenntnis zu nehmen. Dabei hat 
es sich dramatisch verändert. In den großen Städten sind heute 
mehr als ein Drittel der Bewohner nichtdeutscher Herkunft; bei 
den unter Sechsjährigen bilden die Kinder mit Migrationshinter-
grund sogar schon die Mehrheit. Das Volk der Berliner Republik 
ist weniger einheitlich, weniger berechenbar als früher. Es ist also 
höchste Zeit, über die Gestaltung der Zukunft zu sprechen. 
Nun kann man schwerlich behaupten, in den letzten Jahren sei 
nicht intensiv über das Thema Einwanderung debattiert worden. 
Und es hat sich auch schon viel bewegt, seitdem 1998 die rot-grüne 
Regierung zum ersten Mal anerkannt hat, dass Deutschland ein 
Einwanderungsland ist. Allerdings stammen die Konzepte, die ak-
tuell für die Gestaltung dieses Landes kursieren, einmal mehr aus 
der Vergangenheit. Der Begriff Integration ist nach über 30 Jahren 
wieder in Mode. Sehr sinnvoll ist das nicht. Denn in Deutsch-
land verbergen sich hinter diesem Wort allerlei unausgesprochene 
Vorstellungen darüber, was »Deutschsein« bedeutet, wie Leute sich 
bei »uns« benehmen müssen und was sie nicht tun sollten, wer die 
richtigen Voraussetzungen hat und wer Defi zite, für wen die Insti-
tutionen gemacht sind und wer da eigentlich nur zu Gast ist. 
Nun sind die verbreiteten Ideen vom Deutschsein jedoch so altba-
cken, dass selbst die Einheimischen ihre Lebensweisen darin nicht 
mehr unterbringen können. Immer noch bringt man deutsch in 
Verbindung mit Organisationstalent, Ordnung, Fleiß, Zuverläs-
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sigkeit und romantischer Tiefe. Ein Streifzug durch die Haupt-
stadt, ein Termin mit einem Handwerker oder eine Fahrt mit der 
deutschen Bahn machen schnell klar, wie wenig diese Attribute 
heute noch mit dem wirklichen Leben zu tun haben. Seit 1989 
wird fi eberhaft nach neuen Ideen von Deutschsein geforscht, doch 
die Ergebnisse sind wenig beeindruckend. Diese Suche hat dabei 
etwas überaus Provinzielles. Viel fruchtbarer wäre es, die Vielheit 
auf den Straßen zum Ausgangspunkt zu nehmen für eine andere 
Idee der deutschen Bevölkerung. Das setzt aber den Willen zum 
Voranschreiten, zur Öffnung und zum Neuerfi nden voraus. Für 
diesen Prozess ist der Begriff Interkultur wesentlich geeigneter. 
Bislang allerdings wurde Interkultur oftmals verstanden als eine 
Art eher praktisch orientierter Ersatzbegriff für Multikulturalis-
mus. Es ging darum, wie man die eigene Perspektive relativiert, 
die Unterschiede der anderen anerkennt und wie man sich in an-
deren kulturellen Kontexten benimmt. 
In Bezug auf die Verwaltung und andere Institutionen wird aber 
auch schon länger über interkulturelle Öffnung diskutiert. Tat-
sächlich ist der Umbau der Institutionen die entscheidende Auf-
gabe für die Zukunft. Durch die Einwanderung und den demo-
graphischen Wandel hat sich eine völlig neue Situation ergeben. 
Es wäre weltfremd zu glauben, man könne die Einwanderer ganz 
einfach einfügen in die bestehenden Strukturen. Staatliche oder 
durch staatliche Gelder fi nanzierte Institutionen – damit sind 
Ämter ebenso gemeint wie kommunale Unternehmen, Museen, 
Bibliotheken und Erziehungseinrichtungen – werden sich verän-
dern müssen, um der zunehmenden Vielfalt gerecht zu werden. 
Dieser Wandel ist eine Überlebensaufgabe geworden. 
In vielen großen Unternehmen ist das Bewusstsein für die Auf-
gabe unter dem Stichwort Diversity früher angekommen als in 
der Politik. Dabei geht es in der Politik auch um die Frage der 
demokratischen Legitimation. Angesichts des Wandels in der 
Zusammensetzung des »Volkes« ist der rechtliche und soziale Ab-



9

stand zwischen Einheimischen und Personen mit Migrationshin-
tergrund nicht länger hinzunehmen. Das akzeptieren auch die 
Konservativen. Doch in ihrer Version von Integration wird dieser 
Abstand schlicht als ein Abstand vom wie auch immer defi nierten 
Deutschsein betrachtet, den man durch eine individuelle Anpas-
sungsleistung überwindet. Und wer das nicht schafft, der muss 
eben Ausländer bleiben, der ist nicht integrationsfähig. 
Im Grunde birgt der Begriff Integration stets eine negative Di-
agnose. Es gibt Probleme, und die werden verursacht durch die 
Defi zite von bestimmten Personen, die wiederum bestimmten 
Gruppen angehören. Der Ausgangspunkt ist dabei immer die Ge-
sellschaft, wie sie sein soll, und nicht die Gesellschaft, wie sie ist. 
Die Idee von Interkultur, die in diesem Buch vorgeschlagen wird, 
geht von einer anderen Diagnose aus. Zu Beginn wird gefragt: 
Was ist Einwanderungsgesellschaft? Wo spielt sie sich ab? Wie 
funktioniert sie und was trägt sie an positiven Kräften in sich, die 
weiterentwickelt werden können? Dann wird der Versuch unter-
nommen, besagten Abstand als ein spezifi sches und strukturelles 
Ungleichheitsverhältnis zu verstehen, für das ohne moralische 
Implikationen der Begriff Rassismus verwendet wird. So ergeben 
sich andere Handlungsoptionen. 
Das Ziel ist eine Evolution der Institutionen im Hinblick auf die 
neue Vielfalt der Gesellschaft. Dafür müssen vor allem struktu-
relle Hürden für die Individuen beseitigt werden – zumeist un-
sichtbare, unausgesprochene und unbemerkte Hindernisse. Die 
technische Statusbeschreibung für solche Hürden ist Diskrimi-
nierung. Und das technische Ziel heißt Barrierefreiheit. Dieser 
letzte Begriff wird zumeist in Bezug auf Menschen mit Behin-
derungen verwendet, doch er lässt sich verallgemeinern. Es geht 
tatsächlich, aber eben auch im übertragenen Sinne darum, ein 
Gebäude so umzubauen, dass es nicht nur für die »Normalen« gut 
funktioniert, die von vornherein die richtigen Voraussetzungen 
mitbringen, sondern für alle Bewohner oder Benutzer. 
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Gerade heute, wo Freiheit und Wettbewerb als zentrale gesellschaft-
liche Werte gelten, ist Barrierefreiheit eine unabdingbare Bedingung 
dafür, dass alle Individuen gleichermaßen ihre Möglichkeiten aus-
schöpfen können, gleich welche Eigenschaften oder Hintergründe 
sie mitbringen. Und wer denkt, strukturelle Diskriminierung be-
treffe nur sogenannte Minderheiten, der sollte daran denken, dass 
jeder einmal alt wird – und für ältere Menschen existieren viele 
Hürden. Im vierten Kapitel wird ein Programm Interkultur ent-
wickelt, ein Vorschlag, wie der Umbau des Hauses funktionieren 
könnte. Dabei wird Interkultur als Verfahrensweise beschrieben. 
Denn im Gegensatz zu multikultureller Gesellschaft wird kaum 
einmal von interkultureller Gesellschaft gesprochen: Interkultur ist 
eben kein utopischer Entwurf, sondern eine Handlungsregel.
Der Begriff Kultur in Interkultur hat daher keine primär ethnische 
Bedeutung – er bedeutet, etwa im Sinne der frühen Cultural Stu-
dies, ein übergreifendes Prinzip der Organisation. Nicht die Unter-
schiedlichkeit der Kulturen oder der gegenseitige Respekt stehen 
im Vordergrund – es heißt nicht Interkulturen, sondern Interkultur, 
also Kultur-im-Zwischen. Und das ist eine treffende Beschreibung 
für den Ausgangspunkt und den Prozess: Es geht um das Leben 
in einem uneindeutigen Zustand und die Gestaltung einer noch 
unklaren Zukunft. In diesem Sinne geht es bei dem Programm 
der Interkultur, das ich in diesem Buch entwerfe, nicht darum, 
bestehende oder unterstellte Unterschiede einfach zu respektieren. 
Es geht vielmehr um das Knüpfen neuer Beziehungen. 
Einwanderung wurde oft als eine Art Störung der Harmonie in 
Deutschland betrachtet. Doch diese Harmonie hat nie existiert. 
Und Harmonie muss auch nicht immer das Ideal sein – aktuell 
haben wir es mit Dissonanz und Brechung, mit Unreinheit und 
Improvisation zu tun. Das bedeutet nun nicht, dass sich langfristige 
Planung nicht mehr lohnt – im Gegenteil: Sie muss aber fl exibler 
werden. Wir stehen vor der großen Aufgabe einer interkulturellen 
Alphabetisierung. Und dabei lernen wir alle eine neue Sprache. 
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Kapitel 1

Einführung in die Parapolis

Wenn ich morgens in Kreuzberg aus dem Fenster schaue, blicke 
ich auf ein Panorama totaler Urbanität: Auf dem Bürgersteig 
strömen die Berufsschüler vorbei, die gefühlt zu mindestens 
70 Prozent Migrationshintergrund haben. Später kommen dann 
die Touristen, die in diesem Kiez in den letzten Jahren immer 
präsenter geworden sind. Es handelt sich meist um junge Leute, 
die alle möglichen Sprachen sprechen und offensichtlich mit dem 
Leben in der Großstadt vertraut sind. Viele kommen nach Ber-
lin, um einen der angesagten Techno-Clubs in Kreuzberg oder 
Friedrichshain zu besuchen, und sind daher in der Regel weder 
mit Stadtplänen noch mit Fotoapparaten bewaffnet. Gegenüber 
meiner Wohnung ist ein Fahrradladen, der von Exalternativen 
betrieben wird, die in den wilden Achtzigern tiefe Falten bekom-
men haben. Daneben wiederum gibt es ein nicht eben billiges 
französisches Restaurant, einen stylishen Friseursalon à la turka 
und zwei Bars, die eher mediterran daherkommen. Fast das ganze 
mittelständische Business ist in der Hand von Geschäftsleuten 
nichtdeutscher Herkunft. Alle fünf Minuten rauscht die Hoch-
bahn vorbei – eine Prozession äußerst individualisierter Personen 
auf ihrem Weg durch die Stadt. 
Wenn ich auf der anderen Seite meiner Wohnung aus dem Fens-
ter schaue, sehe ich eine große Wohnanlage für Senioren, die 
während der Internationalen Bauausstellung 1987 entstanden 
ist – der »postmodernen« Bauausstellung. Vielfalt war eines der 
Kernelemente des postmodernen Denkens, ein anderes war die 
Rückbesinnung auf die Geschichte bzw. auf das, was man in der 
Stadt vorfi ndet. Und daher bemühte man sich in der heute als er-
folgreich geltenden IBA in Kreuzberg darum, nichts abzureißen. 
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Die Substanz der vorhandenen Gebäude wurde umgestaltet; bei 
Bedarf etwas angebaut. So entwickelte sich auch das Senioren-
wohnheim aus einem Altbau. Am beeindruckendsten gelang eine 
solche »kritische Rekonstruktion« bei einer Kindertagesstätte in 
der Dresdner Straße, gleich hinter dem modernistischen Bau des 
Neuen Kreuzberger Zentrums am Kottbusser Tor – hier haben 
die Architekten ein Parkhaus umgestaltet. 
Tatsächlich bringt mich der Blick aus dem Fenster auf zwei Prin-
zipien, die in diesem Buch eine zentrale Rolle spielen – Vielheit 
und Evolution. Zum einen soll es darum gehen, die vorhandene 
Vielheit anzuerkennen. Vielheit ist kein lästiges importiertes Pro-
blem, sondern schlicht die Ausgangslage, die es zu gestalten gilt. 
Auf der anderen Seite geht es um die Evolution des Vorhandenen. 
Als Ausgangspunkt von Politik dient der Wunsch nach der Ent-
wicklung von Potentialen und nicht jener nach der Feststellung 
von Defi ziten. In Deutschland folgt man auf den höheren Ebe-
nen der Regierung, im Bund und in den Ländern, einer anderen 
Logik. Die Politiker entwerfen, immer noch im schlecht moder-
nistischen Sinne, Strategien am grünen Tisch der Bürokratie. Die 
Grundlage wurde dabei häufi g bereits vorher normativ gesetzt. 
Man baut nicht auf die Erfahrung oder die empirische Untersu-
chung der Verhältnisse; es ist vielmehr von vornherein klar, dass 
es seit jeher ein »Wir« gab und immer noch gibt: die »Deutschen«. 
Dieses »Wir« hat angeblich eine bestimmte Lebensweise, es 
herrscht Konsens über bestimmte Werte, und vom Ort des »Wir« 
aus wird die Position der anderen defi niert. 
Gewöhnlich entdeckt man an den »Hinzugekommenen« allerlei 
Mängel – deshalb gilt es, sie an »unsere« Lebensweise heranzu-
führen. Und so liegt seit der Verabschiedung des »Zuwanderungs-
gesetzes« der Schwerpunkt der Maßnahmen auf Kursen für In-
tegration und Sprache bzw. auf Tests, die auf die Beherrschung 
der deutschen Sprache, Geschichte und »Werte« zielen. Vielfach 
hört man aber auch davon, die anderen hätten »uns« bereichert. 
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Das kulinarische Spektrum wurde erweitert, das Grillen im Park 
hoffähig gemacht. Dabei bleiben auch solche naiven Vorstellun-
gen von »Multikulti« der Idee des »Wir« verhaftet. Allerdings hat 
dieses »Wir« mittlerweile jede Selbstverständlichkeit verloren; es 
ist heute eine Schimäre, ein Phantasma oder auch ein strategischer 
Einsatz in gesellschaftlichen Auseinandersetzungen. 
Das zeigt sich vor allem an den Positionen der Konservativen in 
Deutschland. Bekanntlich rufen Vertreter von CDU und CSU 
immer wieder nach einer »Leitkultur«. Während sie suggerieren, 
diese »Leitkultur« sei etwas, das »wir« bereits besitzen und das bloß 
restauriert und verteidigt werden müsse, defi nieren sie jedoch den 
Inhalt dieser Kultur neu. Als der damalige Fraktionsvorsitzende 
Friedrich Merz 2000 das Thema aufbrachte, da betrachtete er 
auch »die in Jahren und Jahrzehnten erkämpfte Stellung der Frau 
in unserer Gesellschaft« als Bestandteil der »Leitkultur«.* Das ist 
durchaus erstaunlich, denn historisch hat die Union nur maßvoll 
zu diesem Kampf beigetragen; sie war zuvor sicher nicht als Partei 
der Emanzipation bekannt. 
Tatsächlich haben auch die Konservativen begriffen, dass sie 
mit Vielfalt als Grundlage umgehen müssen, selbst wenn sie 
darauf immer noch mit Vorschlägen zur Wiederherstellung der 
Einheit antworten. Im Alltag ist Vielfalt ohnehin ganz einfach 
Lebenspraxis. Eines Nachts während der Fußball-Europameis-
terschaft 2008 saß ich mit Freunden auf der Straße vor einem 
Kiosk, dessen Betreiber einen Fernseher und ein paar Bänke, 
Stühle und umgedrehte Bierkisten vor die Tür gestellt hatte. 
Ein großer blonder Mann saß mitten im Gewühl und reagierte 
barsch, als eine junge Frau ihn bat, sich doch ein wenig zur Seite 
zu setzen – sie könne einfach nichts sehen. Daraufhin hielt ihm 
der Kioskbesitzer einen kleinen Vortrag über kleine und große 

* Ein alphabetisches Literaturverzeichnis, Links sowie weitere Informationen 
und ein Videointerview mit Mark Terkessidis zum Buch fi nden Sie unter 
www.editionsuhrkamp.de/interkultur.
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Leute und über den Kiez. »Weißt du«, meinte er, »das ist hier 
Kreuzberg, hier versuchen alle, miteinander auszukommen.« Ich 
erzähle das nicht, um ein Idyll zu konstruieren. Der Kioskbesitzer 
sprach davon, man müsse versuchen, miteinander auszukommen. 
In den neunziger Jahren hätte man diese Geschichte vielleicht 
dazu benutzt, die »multikulturelle Gesellschaft« zu illustrieren, 
doch heute handelt es sich schlicht um großstädtische Norma-
lität. Und dort bedeutet Vielfalt eben nur manchmal Idylle, oft 
genug aber auch Konfl ikt. 
Vor einiger Zeit hat der US-amerikanische Politikwissenschaftler 
Robert Putnam eine Reihe von Untersuchungen zum Zusam-
menhang von Vielfalt und Gemeinschaft ausgewertet und kam 
schließlich zu einem nicht besonders viel versprechenden Ergeb-
nis: In allen ethnisch gemischten Nachbarschaften könne man 
feststellen, dass das Vertrauen zu anderen Menschen kurzfristig 
nachlasse (auch zu denen mit demselben ethnischen Hinter-
grund): Kooperationen in der Gemeinde und Freundschaften 
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würden weniger, Erfolge stellten sich in Einwanderungsgesell-
schaften erst ein, wenn die Fragmentierung durch neue Quer-
schnittsformen von Solidarität und durch erweiterte, umfassende 
Angebote zur Identifi kation gemildert werde.2 Tatsächlich bieten 
der eigene Kiez, der eigene Bezirk, manchmal auch die eigene 
Stadt solche Angebote. Wie oft habe ich von Einwanderern ge-
hört, sie seien zwar keine Deutschen, Kölner (zum Beispiel) aber 
auf jeden Fall. Zweifellos haben sich vor Ort allerlei Formen der 
Zusammenarbeit oder zumindest des kommoden Zusammenle-
bens etabliert. Aber Vielfalt braucht unbedingt Gestaltung. 
Die Frage ist, wo die Gestaltung ansetzen muss. Am Anfang steht 
also die Suche nach dem Ausgangspunkt, nach der empirischen 
»Normalität«, die man weiterentwickeln möchte. Wovon genau 
sprechen wir eigentlich, wenn wir vom Einwanderungsland spre-
chen? Ist ganz Deutschland gleichmäßig konfrontiert mit den 
Folgen der Migration? Tatsächlich ist das nicht der Fall. Zunächst 
lebt der ganz überwiegende Teil der Menschen mit Migrations-
hintergrund im Westen des Landes. Zwar hatte auch die DDR 
ausländische Arbeitskräfte angeworben – und daher gibt es noch 
heute eine vietnamesische Community in den neuen Bundeslän-
dern. Doch seit der Wiedervereinigung zogen Einwanderer im 
Grunde genommen nur dann in den Osten, wenn die Behörden 
ihnen dort Wohnraum zuwiesen – das gilt sowohl für Aussiedler 
als auch für Asylbewerber. 
De facto bilden die neuen Bundesländer sogar Auswanderungs-
gebiete: 2,3 Millionen Menschen sind zwischen 1989 und 2005 
gen Westdeutschland aufgebrochen,3 und aufgrund der teilweise 
schwierigen ökonomischen Lage geht dieser Exodus nach wie vor 
weiter. 2,3 Millionen sind eine gewaltige Zahl, die aber erstaun-
licherweise nie in die Debatte über das hiesige Wanderungsge-
schehen mit einbezogen wird. Das ist nicht nachvollziehbar, denn 
überall sonst auf der Welt tragen die Forscher auf der Karte der 
Mobilität auch die sogenannte Binnenmigration ein. 
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Einwanderungsland ist also maßgeblich der Westen der Repu-
blik. Aber auch dort gibt es Regionen, in denen der Anteil von 
Menschen mit Migrationshintergrund verschwindend gering ist 
– vor allem in ländlichen Gebieten, etwa in Bayern. Auffälliger-
weise sind es gerade diese Regionen in Ost wie West, in denen 
die Ablehnung der Einwanderungsgesellschaft besonders verbrei-
tet ist. 2008 hat die Friedrich-Ebert-Stiftung an der Universität 
Leipzig eine Untersuchung über »rechtsextreme Einstellungen« 
in Auftrag gegeben, die einen interessanten Vergleich zwischen 
den Bundesländern präsentierte: In der Studie ging es unter an-
derem darum, ob die Befragten Aussagen zustimmten wie: »Die 
Bundesrepublik ist durch die vielen Ausländer in einem gefähr-
lichen Maße überfremdet.« Den höchsten Wert auf dieser Skala 
erzielte Sachsen-Anhalt mit 39,3 Prozent Zustimmung, dicht da-
rauf folgte jedoch kein weiteres ostdeutsches Bundesland, sondern 
Bayern mit einem Wert von 39,1. Zum Vergleich: Thüringen lag 
bei 24,4, Nordrhein-Westfalen bei 19,9 Prozent, Baden-Würt-
temberg und Hamburg bei 17,8 bzw. 13,6 Prozent.4 
Zweifellos ist es in den ländlichen Teilen von Bayern, wo wenige 
oder keine Personen mit Migrationshintergrund leben, deutlich 
einfacher, die »Überfremdung« zu beklagen, als in einer Stadt 
wie München, wo die Anzahl der Personen mit Migrationshin-
tergrund bei rund einem Drittel liegt. Wenn man nicht gerade im 
Speckgürtel einer solchen Stadt lebt, dann stammen die Nach-
barn eben mit einiger Wahrscheinlichkeit aus der Türkei, aus Ser-
bien oder Russland, und man muss auf die eine oder andere Weise 
mit ihnen umgehen und auskommen. 
Jedenfalls ist es Unsinn, pauschal vom Einwanderungsland zu 
sprechen – der Fokus aller Überlegungen über die Gestaltung 
von Vielfalt müssen die Städte sein. Nicht nur die großen Städte 
wie Berlin, Hamburg, Köln, Frankfurt oder Stuttgart, auch wenn 
dort der Anteil von Einwohnern mit Migrationshintergrund wie 
im Fall von Stuttgart bis zu 40 Prozent gehen kann. Auch klei-
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nere Städte können in puncto Vielfalt wie regelrechte Metropolen 
erscheinen, im schwäbischen Heilbronn, einer Stadt mit 120 000 
Einwohnern, machen die Bürger mit Einwanderungsgeschichte 
46 Prozent der Bevölkerung aus, bei den Kindern in der Alters-
gruppe zwischen zehn und 14 sind es sogar 63. Die deutschen 
Städte befi nden sich in einem dramatischen Wandlungsprozess, 
was die demographische Zusammensetzung betrifft. Bei den 
unter Sechsjährigen sind die Kinder mit Migrationshintergrund 
fast durchweg in der Mehrheit. Angesichts solcher Zahlen hat die 
Vorstellung eines »Wir«, an das sich die »Zuwanderer« anpassen 
sollen, längst keinen Sinn mehr. Es geht um die Gestaltung von 
Vielfalt, und im Hinblick auf die Herkunft sind die Bewohner 
deutscher Abstammung heute lediglich eine Gruppe unter vielen 
anderen und längst nicht mehr die Norm. 
Doch diese Gestaltung betrifft keineswegs nur »Ausländer«, die 
in Deutschland leben oder die nach Deutschland kommen wol-
len, sondern die zunehmende Beweglichkeit der Bevölkerung 
insgesamt. Von der innerdeutschen Wanderung habe ich bereits 
gesprochen. Für das Jahr 2008 meldete das Statistische Bundes-
amt zudem, dass mehr Menschen aus Deutschland wegzogen, 
als neue ins Land kamen, was vor allem an der großen Anzahl 
autochthoner Deutscher lag, die das Land verlassen hatten. Vor 
allem die Hauptstadt Berlin zeichnet sich durch eine immense 
Bevölkerungsdynamik aus. Seit dem Mauerfall hat fast die Hälfte 
der Einwohnerschaft Berlin verlassen, während nahezu die glei-
che Zahl an Personen neu hinzukam. Noch heute ziehen jährlich 
zirka 120 000 Menschen dorthin und nahezu ebenso viele ziehen 
fort.5 In jedem Jahr wird also über die Grenzen von Berlin quasi 
eine kleinere Großstadt umgesiedelt, wobei die meisten Personen, 
die hier zu- und fortziehen, deutscher Herkunft sind. Es geht also 
nicht nur um Vielfalt, sondern auch um neue Formen der Mo-
bilität. 
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Städte in Bewegung

Wenn nun in Deutschland über Migration und Stadt nachge-
dacht wird, dann wie so oft unter normativen Gesichtspunkten. 
Tatsächlich erscheint die Stadt bzw. die »europäische Stadt« in 
solchen Überlegungen oftmals als ein wohl defi niertes Biotop, in 
dem sich über Jahrhunderte ein stimmiges Verhältnis zwischen 
dem kompakten Zentrum und dem lockeren Stadtrand sowie eine 
soziale und funktionale Mischung in den einzelnen Quartieren 
entwickelt hat. Nach diesem Verständnis muss die kommunale 
Verwaltung im Einklang mit nationalen Politiken nur durch ge-
eignete Maßnahmen, die »ursprüngliche Integration«, die durch 
zu viel Wanderungsbewegungen gestört wird, regelmäßig wieder-
herstellen. Dass dieses Bild kaum noch mit der Realität überein-
stimmt, führt in der Regel nicht zu Korrekturen am ideellen An-
spruch, sondern zu einer Erzählung vom Niedergang der Stadt. 
Im Zusammenhang mit der Migration geht es häufi g um soziale 
Probleme oder Segregation, und dann hört man gewöhnlich War-
nungen vor »amerikanischen Verhältnissen«. 
Nun wünschen sich gerade viele einheimische, bürgerliche Bewoh-
ner der Städte durchaus ein metropolitanes Flair – zumal jene, die 
zur »kreativen Klasse« gehören. Der auch hierzulande viel gelesene 
US-amerikanische Autor Richard Florida hat sogar behauptet, ur-
bane Vielfalt stelle heute eine Bedingung für die Ansiedlung von 
»Kreativunternehmen« dar und sei somit auch eine Voraussetzung 
für wirtschaftliches Wachstum.6 Allerdings erscheint vielen Ange-
hörigen der Mittelschicht die Vielfalt auch als schleichende »Desin-
tegration« und vor allem als Indiz für einen als höchst unangenehm 
empfundenen Kontrollverlust. Und zur Veranschaulichung dieses 
Verlustes eigenen sich dann die Einwanderer. »Sie« sondern sich 
ab, hat man in den letzten Jahren vielfach gehört, »sie« kümmern 
sich nicht um die Bildungschancen ihrer Kinder, »sie« gründen so-
genannte Parallelgesellschaften, »sie« wollen sich nicht integrieren. 
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Diese Imago des Migranten gibt Teilen der politischen und bür-
gerlichen Eliten die Möglichkeit, weiterhin Souveränität über die 
Stadt zu behaupten, auch wenn sie diese längst verloren haben. 
Die zunehmende Mobilität, aber auch zahlreiche neoliberale 
Strukturmaßnahmen haben aus der Stadt ein höchst komplizier-
tes Gebilde gemacht, dessen »Gestalt« nur noch vage zu erkennen 
und festzulegen ist – vor allem, weil die Verhältnisse von Nähe 
und Ferne nicht mehr von der rein geographischen Nachbarschaft 
bestimmt werden. Die Stadt ist in sich durchlöchert und beweg-
lich und besitzt gleichzeitig eine Reihe von weit entfernten und 
quasi unsichtbaren Vororten. Auch das betrifft keineswegs nur 
Millionenstädte, man kann das am Beispiel einer Stadt illustrie-
ren, die dem Bild der »europäischen Stadt« noch weitgehend zu 
entsprechen scheint: Düsseldorf. Ich werde anhand einiger Be-
wohnerinnen und Bewohner ausloten, wie Migration, oder allge-
meiner gesagt, wie Mobilität die Stadt real verändert. 

Ahmed B. ist vor 41 Jahren nach Düsseldorf gekommen. Wie 
viele andere Marokkaner aus der Rif-Region hat er damals den 
Ruf der Bundesrepublik vernommen – 1965 schloss sein Heimat-
land mit den Deutschen einen Anwerbevertrag. Obwohl er schon 
so lange in Düsseldorf lebt, ist Ahmed kein Deutscher. 2008 
wollte er zwar die deutsche Staatsangehörigkeit erwerben, aber 
das erwies sich als schwierig. Er musste nachweisen, dass er fünf 
Jahre Rentenbeiträge bezahlt hatte, dass er sich und seine Familie 
ernähren konnte, ausreichend Wohnraum zur Verfügung stand 
und er nicht straffällig geworden war. Schließlich sollte es auch 
noch eine Regelanfrage beim Verfassungsschutz geben. All diese 
Voraussetzungen hätte er erfüllen können, doch als er die neuen 
Anforderungen für den Sprachtest sah, da hat er aufgegeben. In 
seinem Alter sei das nicht mehr drin.
Eigentlich wollte Ahmed nur ein oder zwei Jahre in Deutschland 
bleiben. Bereits in den ersten Ferien in Marokko begann er daher, 


